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Presseinformation 

zur Herbsttagung der Agrarsozialen Gesellschaft e.V. 

am 9. und 10. November 2016 in Göttingen  

Brexit – wie geht es weiter mit der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP)? 

 

 

Hier:  Förderung öffentlicher Güter in der Agrarpolitik: Wie weiter mit der Zwei-Säulen-Struktur der GAP 

nach 2020 

 

Vortragender:  Dr. Sebastian Lakner, Wiss. Mitarbeiter am Lehrstuhl für Agrarpolitik, Georg-August-
Universität Göttingen 

Department für Agrarökonomie und Rurale Entwicklung, 

Kontakt: slakner@gwdg.de  

 

Schlussfolgerungen des Vortrags 

Bei der Frage, auf welcher Ebene welche Politik gestaltet werden soll, gibt es unterschiedliche und teilweise 

konkurrierende Grundsätze wie Einheitlichkeit des Binnenmarktes, Subsidiarität und Europäischer Mehr-

wert. 

1. Einheitliche EU-Maßnahmen: Umweltkriterien bestimmen Wettbewerbsbedingungen für Betriebe in 

den EU-Staaten. Nimmt man den Gedanken der Wettbewerbsfähigkeit ernst, so ist ein einheitlicher Bin-

nenmarkt mit gleichen Regeln für alle Betriebe wichtig sein. Einzelne, allgemeine Umweltvorschriften soll-

ten EU-einheitlich gestaltet werden und mit einer einheitlichen, kofinanzierungsfreien Prämie versehen 

werden. Allerdings lässt sich auf diese Weise nur ein eher geringer Betrag rechtfertigen. Das aktuelle Kon-

zept des Greenings ist nicht effektiv und sollte in dieser Form nicht fortgeführt werden. Insofern wären die 

Biodiversitätsmaßnahmen im Rahmen des Greenings nicht Teil der allgemeinen Umweltregeln. Es könnte 

dagegen sinnvoll sein, Regeln zur Düngung, dem Einsatz von Pflanzenschutzmitteln oder zur Vermeidung 

von Erosion EU-einheitlich zu regeln. 

2. Menu-Maßnahmen: Es gibt Umweltstandards, die zwar insgesamt die europäischen Agrarproduktion 

beeinflussen, deren Regelungen aber auf Ebene der Mitgliedsstaaten entschieden werden könnten. Solche 

Maßnahmen waren bereits Teil der GAP-Reform 2013 und wurden mit dem Konzept des „Menus“ bezeich-

net, aus dem sich Mitgliedsstaaten nach bestimmten Regeln „bedienen“ können. Allerdings waren die Poli-

tikmaßnahmen (wie z.B. die Kopplung von Direktzahlungen) aus ordnungspolitischer Sicht höchst fragwür-
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dig. Im Fall der Kopplung wäre eine Streichung sinnvoll, da dies weiterhin eine Wettbewerbsverzerrung 

(z.B. auf dem Milchmarkt) darstellt.  

Auch eine Umverteilung zugunsten kleinerer Betriebe lässt sich wissenschaftlich nicht zwingend ableiten. 

Insofern ist die Umverteilung eine politische Frage und könnte somit von den Mitgliedsstaaten entschieden 

werden, da die politischen Präferenzen für oder gegen eine solche Umverteilung in den Mitgliedsstaaten 

unterschiedlich sind. 

3. Nationale und regionale Maßnahmen:  

Hellgrüne Agrarumweltprogramme: Wenn Länder in Zukunft weiterhin hellgrüne, d.h. regelungsarme Ag-

rarumwelt- oder Extensivierungsprogramme (unter Teilnahme möglichst vieler Betriebe) durchführen wol-

len, so ist dies zwar nicht unbedingt schädlich für die Umwelt. Allerdings hält sich die Wirkung der hellgrü-

nen Agrarumweltprogrammen für die Umwelt idR. in Grenzen. Des Weiteren gibt es bei hellgrünen Agra-

rumweltprogrammen Mitnahmeeffekte, insofern ist die Effizienz der eingesetzten Steuermittel meist nicht 

ganz so hoch wie bei dunkelgrünen Programmen. Wenn es um hellgrüne Programme geht, erscheint es 

daher sinnvoll, einen eher niedrigen Kofinanzierungssatz der EU zu wählen, da die Mitgliedsstaaten solche 

unspezifischen Programme mitfinanzieren sollten. 

Dunkelgrünen Agrarumweltprogramme haben einen stark lokalen Charakter und Fördermaßnahmen un-

terscheiden sich hier deutlich. Gerade der Schutz der Biodiversität in Agrarökosystemen sollte daher auf 

Ebene der Mitgliedsstaaten und Regionen entschieden und programmiert werden. Dies muss aber nicht 

automatisch bedeuten, dass die Finanzierung vollständig von den Mitgliedsländern aufgebracht werden 

muss. Eine vollständig nationale Finanzierung von dunkelgrünen Agrarumweltprogrammen könnte 

schlimmstenfalls bedeuten, dass es gerade in Ländern mit knappen Haushaltsmitteln keine wirksamen Ag-

rarumweltprogramme mehr gibt. Um Mitgliedsstaaten einen Anreiz zu geben, auch regelungs- und verwal-

tungsintensive Programme anzubieten, könnte hier ggf. ein höherer Kofinanzierungssatz gewählt werden. 

Des Weiteren ist eine hohe Kofinanzierungsrate von dunkelgrünen Agrarumweltprogrammen der Länder 

sinnvoll, weil der Schutz von vielen Arten und Biotopen z.B. in der Fauna Flora Habitat (FFH)-Richtlinie der 

EU vorgesehen ist. Diese Schutzgüter werden durch ihre europäische Bedeutung begründet, sie lassen sich 

aus EU-Gesetzen ableiten und haben insofern einen europäischen Mehrwert. Ein ähnliches Prinzip (Pro-

grammierung lokal, hohe Kofinanzierungsrate durch die EU) könnte bei der Umsetzung der Wasserrahmen-

richtlinie (WRRL) angewandt werden. Insgesamt erscheint auch eine Reform des Rechtsrahmens von ELER, 

wie ihn die sächsische Landesregierung vorschlägt („ELER-Reset“), sinnvoll. 

4. Aufgabenbereiche für eine nationale Agrarpolitik: Es gibt auch Politikbereiche, die vollständig in die 

Verantwortung der Nationalstaaten fallen und die völlig unabhängig von der EU programmiert und finan-

ziert werden. Gerade in der Steuer- und Agrarsozialpolitik gibt es wichtige Gestaltungsspielräume. Die poli-

tischen Präferenzen für einen Einkommensausgleich z.B. zu Gunsten der Landwirtschaft dürften sich inner-

halb der EU-Mitgliedsstaaten unterscheiden, das gleich gilt für das subjektive Gerechtigkeitsempfinden der 

Bürger. Insofern könnte es politisch sinnvoll sein, Maßnahmen, die auf einen sozialen Ausgleich abzielen 

und die Wettbewerbsbedingungen nicht beeinflussen, eher auf nationaler Ebene zu entscheiden.  

Für die Zukunft kann auch abgeleitet werden, dass der Teil der Direktzahlungen, der immer noch als Ein-

kommensausgleich für die Preissenkungen der MacSharry-Reform von 1992 gezahlt wird, zumindest in 

Westeuropa bis 2028 reduziert wird. In Osteuropa könnte es dagegen sinnvoll sein, die Direktzahlungen aus 

sozialpolitischen Gründen zunächst weiterhin als sektorale Transformationsbeihilfe beizubehalten, um grö-

ßere Abwanderung aus dem ländlichen Raum in die Städte, und damit in die ohnehin überlasteten Sozial-

systeme osteuropäischer Staaten zu verhindern.  
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Ein Abschmelzen von Direktzahlungen in Westeuropa bedeutet allerdings nicht automatisch, dass die sozia-

le Ausgleichsfunktion der Einkommenspolitik völlig aufgegeben würde, weil durch die progressive Besteue-

rung von Einkommen weiterhin ein sozialer Ausgleich stattfindet. Insofern gibt es auch Bereiche der Agrar-

politik, die sinnvollerweise in den Aufgabenbereich der Mitgliedsstaaten fallen. 

 

 


